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vom 02.08.2017
OLG Frankfurt a. M. verurteilt Commerzbank AG  wegen Verkaufs des geschlossenen Immobilienfonds Hannover Leasing 193
In einem seitens der Esslinger Kanzlei Aslanidis, Kress und Häcker-Hollmann für eine Anlegerin des geschlossenen Immobilienfonds Hannover Leasing 193 Wachstumswerte Europa III  erstrittenen Urteil vom 28.07.2017 hat das Oberlandesgericht Frankfurt am Main die Commerzbank AG zu Schadensersatz und Rückabwicklung verurteilt (10 U 28/16 ). Die Revision wurde nicht zugelassen. Das Urteil ist somit rechtskräftig.
Klägerin geht in Berufung und gewinnt 
Das in 1. Instanz angerufene Landgericht Frankfurt am Main hatte die Klage zunächst noch abgewiesen. Der 10. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main hat nun der Berufung der Klägerin gegen das in erster Instanz verlorene Urteil stattgegeben und die Commerzbank AG insoweit zur Zahlung von Schadensersatz gegen Rückübertragung des Fonds an die Commerzbank AG verurteilt. 
OLG Frankfurt a.M.: Unterbliebene Aufklärung über die Provisionen („Kick-Backs/Rückvergütungen“ sowie Missachtung der Anlageziele der Klägerin hierbei führt zu obsiegendem Urteil 

So konnte mithilfe der Kanzlei Aslanidis, Kress & Häcker-Hollmann  herausgearbeitet werden, dass die Beratung der Commerzbank AG hinsichtlich der von der Fondsgesellschaft hinter dem Rücken der Klägerin an die Beklagte gezahlten Provisionen nicht ordnungsgemäß war, da die Beraterin die Klägerin hierüber nicht aufgeklärt hat. Schulbuchmäßig stellt das Oberlandesgericht übereinstimmend mit höchstrichterlicher Rechtsprechung fest, dass auch eine schriftliche Provisionsaufklärung bei einer anderen Anlage kein Indiz darstellt, dass die Klägerin die Anlage trotzdem erworben hätte.

Weiter konnte zur Überzeugung des Gerichts festgestellt werden, dass eine Bank einer Kundin, die nur bereit ist, ein „etwas höheres Risiko“ einzugehen, keine geschlossene Fondsbeteiligung mit einem latenten Totalverlustrisiko und dem Risiko unsicherer Ausschüttungen empfehlen darf. Hieran ändert auch die Übergabe eines umfangreichen Emissionsprospektes nichts.
Fazit

Das Urteil stärkt ein weiteres Mal die Stellung wirtschaftlich geschädigter Anleger geschlossener Fondsbeteiligungen und reiht sich in eine Vielzahl seitens der Kanzlei Aslanidis, Kress & Häcker-Hollmann gegen Banken und Sparkassen bis hin zum Bundesgerichtshof erstrittener Urteile. Zudem zeigt das Urteil eine erfreuliche anlegerfreundliche Tendenz in Punkto nachteiliger Beratungsprotokolle für geschädigte Anleger auf.
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Wir freuen uns über Ihre Rückmeldung, soweit Sie diese Pressemitteilung verwenden konnten.
